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Vergütungsbericht 2023 
 

Einleitung 
 

Die hGears AG ist als börsennotierte Gesellschaft verpflichtet, einen Vergütungsbericht 

gemäß § 162 Aktiengesetz (AktG) zu veröffentlichen. Der Vergütungsbericht stellt klar und 

verständlich die den Mitgliedern des Vorstands und des Aufsichtsrats der hGears AG im 

Geschäftsjahr 2023 individuell gewährte und geschuldete Vergütung dar und erläutert 

diese. Der Bericht entspricht den Anforderungen des deutschen Aktiengesetzes (AktG). 

 

Der Vergütungsbericht wurde vom Vorstand und Aufsichtsrat erstellt und wird gemäß § 

120a Abs. 4 AktG der ordentlichen Hauptversammlung der Gesellschaft am 11. Juni 2024 

zur Abstimmung vorgelegt.  

 

Aufgrund von Rundungen ist es möglich, dass sich einzelne Zahlen in diesem Bericht nicht 

genau zur angegebenen Summe addieren und dass dargestellte Prozentangaben nicht 

genau die absoluten Werte widerspiegeln, auf die sie sich beziehen. 

 

Der auf Basis der Vorschriften des § 162 AktG erstellte Vergütungsbericht für das Ge-

schäftsjahr 2022 wurde vom Abschlussprüfer PricewaterhouseCoopers (PwC) einer formel-

len Prüfung unterzogen und der Hauptversammlung am 13. Juni 2023 unter 

Tagesordnungspunkt 6 zur Abstimmung vorgelegt. Der über die vorgenommene Prüfung 

angefertigte Vermerk von PwC wurde dem Vergütungsbericht 2022 beigefügt und auf 

der Internetseite der Gesellschaft veröffentlicht. Die Hauptversammlung hat den vorge-

legten Vergütungsbericht mit einer Zustimmungsquote von 79,96 % gebilligt, so dass inso-

weit keine Anpassung in der Form der Vergütungsberichtserstattung notwendig war. 

 

Nach § 120a AktG hat die Hauptversammlung einer börsennotierten Gesellschaft bei je-

der wesentlichen Änderung, mindestens jedoch alle vier Jahre, über die Billigung des 

nach § 87a AktG vom Aufsichtsrat beschlossenen Vergütungssystems für die Vorstandmit-

glieder zu beschließen. Das aktuelle Vergütungssystem der Gesellschaft wurde der Haupt-

versammlung am 13. Juni 2023 unter Tagesordnungspunkt 5 zur Billigung vorgelegt. Die 

Hauptversammlung hat das System zur Vergütung der Mitglieder des Vorstands mit einer 

Mehrheit von 88,40 % gebilligt. Die Vorstandsdienstverträge wurden an das aktuelle Ver-

gütungssystem angepasst. 
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Veränderungen im Vorstand im Geschäftsjahr 2023 

 

Am 28. Dezember 2022 hat der Aufsichtsrat der hGears AG Herrn Sven Arend mit Wirkung 

ab dem 1. Februar 2023 zum Mitglied des Vorstands und Vorstandsvorsitzenden (CEO) der 

hGears AG bestellt.  

 

Im April 2023 haben sich der Aufsichtsrat und das Vorstandsmitglied Pierluca Sartorello 

einvernehmlich auf die Beendigung der Bestellung von Pierluca Sartorello zum 7. April 

2023 geeinigt. 
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A. Vergütung der Mitglieder des Vorstands 

 

I. Das Vergütungssystem im Überblick 

 

Die Gesamtvergütung und die einzelnen Vergütungskomponenten des Vorstands stehen 

in einem angemessenen Verhältnis zu den Aufgaben des jeweiligen Vorstandsmitglieds, 

der jeweiligen persönlichen Leistung, der Leistung des Gesamtvorstands und der wirt-

schaftlichen Lage der hGears AG. Erfolge werden honoriert; Zielverfehlungen führen zu 

einer angemessenen Reduzierung der variablen Vergütung. Die Vergütungsstruktur soll 

dabei nicht zum Eingehen unangemessener Risiken verleiten. 

 

Für die Festlegung der hGears AG Vergütung der einzelnen Mitglieder des Vorstands so-

wie für die Festlegung, Prüfung und Umsetzung des Vergütungssystems für den gesamten 

Vorstand ist der Aufsichtsrat als Gesamtgremium verantwortlich. Er berücksichtigt dabei 

auch die Leitlinien und Empfehlungen zum System der Vorstandsvergütung des Deut-

schen Corporate Governance Kodex (DCGK) in seiner jeweils geltenden Fassung. Das 

vorliegende System der Vorstandsvergütung wurde vom Aufsichtsrat in Einklang mit den 

gesetzlichen Vorgaben in §§ 87 Abs. 1, 87a Abs. 1 AktG festgelegt, am 27. April 2023 be-

schlossen und am 13. Juni 2023 von der Hauptversammlung der hGears AG gebilligt. Bei 

jeder wesentlichen Änderung des Vergütungssystems, mindestens jedoch alle vier Jahre, 

wird das Vergütungssystem nach § 120a Abs. 1 Satz 1 AktG der Hauptversammlung er-

neut zur Billigung vorgelegt. 

 

Die Gesamtvergütung jedes einzelnen Vorstandsmitglieds setzt sich aus den folgenden 

Komponenten zusammen: 

 

→ Erfolgsunabhängige Vergütung (Basisvergütung zuzüglich Nebenleistungen) 

→ Kurzfristige variable Vergütung (Short Term Incentive oder STI) 

→ Langfristige variable Vergütung (Teilnahme am Long Term Incentive-Programm, LTI) 

 

 

Einen Überblick über die wesentlichen Komponenten des Systems zur Vorstandsvergütung 

gibt die folgende Darstellung: 
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Vergütungskomponente 

Kurzfristige variable Vergütung (STI) (jährlich, bar) 

Basisvergütung (monatlich, 
bar) 

Nebenleistungen (jährlich, bar) 

Langfristige variable Vergütung (LTI) (Aktienoptionsprogramm) 

Faktoren 

Vorstandsdienstvertrag 

• Aktienoptionsgewährungen grds. in drei 
jährlichen Tranchen  

• Erfolgszielerreichung abhängig von Akti-
enkursentwicklung 

• Wartefrist für Aktienoptionsausübung: 4  
Jahre nach Gewährung 

• Erfolgszielvorgaben / Gewichtung: 
o Konzernumsatz (25 %) 
o Bereinigtes Konzern-EBITDA (50 %) 
o ESG-Ziel (25%) 
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II. Vorstandsvergütung im Geschäftsjahr 2023 

 

1. Fixvergütung 

 

Der feste, erfolgsunabhängige Vergütungsbestandteil besteht aus einem Fixum als Basis-

vergütung sowie angemessenen Nebenleistungen. 

 

Basisvergütung  

 

Die Basisvergütung wird monatlich anteilig als Gehalt an das Vorstandsmitglied ausge-

zahlt.  

 

Die im Geschäftsjahr 2023 gewährte Basisvergütung beträgt für das Vorstandsmitglied 

Sven Arend (CEO und Vorstandsmitglied seit dem 1. Februar 2023) EUR 330.000,00 brutto, 

für das Vorstandsmitglied Daniel Basok (CFO) EUR 250.000,00 brutto und für das ehema-

lige Vorstandsmitglied Pierluca Sartorello (Vorstandsmitglied bis zum 7. April 2023) EUR 

108.333,36 brutto. 

 

Nebenleistungen 

 

Zusätzlich zur Basisvergütung werden den Vorstandsmitgliedern in angemessenem Um-

fang bestimmte monetäre und nicht monetäre Nebenleistungen gewährt. 

 

Dazu zählen insbesondere Zuschüsse zur Kranken- und Rentenversicherung, der Abschluss 

einer Unfallversicherung zugunsten des Vorstandsmitglieds und die Bereitstellung eines 

Dienstwagens zur angemessenen dienstlichen und privaten Nutzung. Die Betriebs- und 

Unterhaltskosten für den Dienstwagen trägt die Gesellschaft. Zudem erhalten die Vor-

standsmitglieder Auslagenersatz für Reisekosten und sonstige Aufwendungen. 

 

Ferner besteht für die Vorstandsmitglieder eine Directors & Officers Versicherung (Haft-

pflichtversicherung für Vermögensschäden). Diese sieht eine Selbstbeteiligung in Höhe 

von 10% des jeweiligen Schadens, pro Jahr begrenzt auf 150% der jeweiligen fixen Vergü-

tung vor. 

 

Darüber hinaus gewährt die Gesellschaft den Vorstandsmitgliedern Sven Arend und Da-

niel Basok eine Kostenübernahme für eine Zweitwohnung bis zur maximalen Höhe einer 

monatlichen Warmmiete in Höhe von EUR 1.950,00 im Fall von Herrn Arend sowie in Höhe 
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von 1.500,00 im Fall von Herrn Basok jeweils für drei Jahren ab Laufzeitbeginn des jeweili-

gen Vorstandsdienstvertrages. 

 

 

2. Kurzfristige variable Vergütung (STI) 

 

a. Grundzüge und Funktionsweise des STI 

 

Jedes Vorstandsmitglied erhält bei Erreichung bestimmter Zielvorgaben einen jährlichen 

erfolgsabhängigen Bonus ("kurzfristige variable Vergütung", "Short Term Incentive" oder 

"STI").  

 

Der STI ist an die Erreichung bestimmter finanzieller Unternehmensziele für das jeweilige 

Geschäftsjahr, die anhand von Kennzahlen des Konzernabschlusses ermittelt werden ("Fi-

nanzieller STI") und an die Erreichung eines nichtfinanziellen Unternehmensziels auf dem 

Gebiet 'Environmental, Social and Governance' (ESG) ("Nichtfinanzieller STI") gekoppelt. 

Die jeweiligen Zielvorgaben des STI werden jährlich im Rahmen der Genehmigung des 

Budgets für das betreffende Geschäftsjahr durch den Aufsichtsrat festgelegt. 

 

Der Finanzielle STI unterteilt sich in zwei Teilboni für die Erreichung des im Budget geplan-

ten IFRS Konzernumsatzes ("Teilbonus I") und für die Erreichung des im Budget geplanten 

bereinigten IFRS-Konzern-EBITDA ("Teilbonus II"). Die Orientierung an den beiden Zielgrö-

ßen Konzernumsatz und Konzern-EBITDA verpflichtet den Vorstand, gleichzeitig auf 

Wachstum und Profitabilität zu achten und befördert damit das strategische Ziel des profi-

tablen Wachstums der Gesellschaft. 

 

Im Rahmen des Nichtfinanziellen STI wird ein weiterer Teilbonus für die Erreichung des ESG-

Jahresziels gewährt ("Teilbonus III"). Die zusätzliche Berücksichtigung von nicht-finanzieller 

Nachhaltigkeitskriterien im Rahmen des STI betont die soziale und ökologische Verantwor-

tung der Gesellschaft sowie das Ziel einer nachhaltigen Unternehmensentwicklung. 

 

Die Zielerreichungskorridore der Teilboni des STI sind wie folgt definiert: 

 

Teilbonus I: 

 

Sofern nicht mehr als 90% des im Budget geplanten IFRS Konzernumsatz-Jahreszieles er-

reicht werden, liegt eine Zielerreichung von 0% vor und es besteht kein Anspruch auf Teil-

bonus I. Wird das im Budget geplante IFRS Konzernumsatz-Jahresziel zu 100% erreicht, 
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beträgt die Zielerreichung 100% und Teilbonus I ist zu 100% verdient. Sofern 90% des im 

Budget geplanten IFRS Konzernumsatz-Jahreszieles überschritten werden, ist Teilbonus I 

anteilig bis zur 100 %igen Zielerreichung (linear pro rata) verdient. Der relevante Zielerrei-

chungskorridor liegt dabei mehr als 90% und 100% der Zielvorgabe. "Linear pro rata" be-

deutet, dass Teilbonus I zu 10 % erreicht ist, wenn 91 % des im Budget geplanten IFRS 

Konzernumsatz-Jahresziels erreicht ist. 

 

Teilbonus II: 

 

Sofern nicht mehr als 85% des im Budget geplanten bereinigten IFRS Konzern-EBITDA-

Jahreszieles erreicht werden, liegt eine Zielerreichung von 0% vor und es besteht kein An-

spruch auf Teilbonus II. Wird das im Budget geplante bereinigte IFRS Konzern-EBITDA-

Jahresziel zu 100% erreicht, beträgt die Zielerreichung 100% und Teil-bonus II ist zu 100% 

verdient. Sofern 85% des im Budget geplanten bereinigten IFRS Konzern-EBITDA-Jahresziels 

überschritten werden, ist Teilbonus II anteilig bis zur 100 %igen Zielerreichung (linear pro 

rata) verdient. Der relevante Zielerreichungskorridor liegt dabei zwischen mehr als 85 % 

und 100% der Zielvorgabe. "Linear pro rata" bedeutet, dass Teilbonus II zu 10 % erreicht ist, 

wenn 86,5 % des im Budget geplanten bereinigten IFRS Konzern-EBITDA-Jahresziels erreicht 

ist.  

 

Teilbonus III: 

 

Sofern nicht mehr als 90% des festgelegten ESG-Jahreszieles erreicht werden, liegt eine 

Zielerreichung von 0% vor und es besteht kein Anspruch auf Teilbonus III. Wird das festge-

legte ESG-Jahresziel zu 100% erreicht, beträgt die Zielerreichung 100 % und Teilbonus III ist 

zu 100 % verdient. Sofern 90% des festgelegten ESG-Jahreszieles überschritten werden, ist 

Teilbonus III anteilig bis zur 100 %igen Zielerreichung (linear pro rata) verdient. Der rele-

vante Zielerreichungskorridor liegt dabei zwischen mehr als 90% und 100% der Zielvor-

gabe. Für die Berechnung von "linear pro rata" wird auf die Ausführungen zu Teilbonus I 

verwiesen. 

 

Die Zielvergütung (Gewährung bei einer Zielerreichung von 100 %) ist in den jeweiligen 

Vorstandsdienstverträgen festgelegt.  

 

Der Zusammenhang zwischen Zielerreichung und Höhe des jeweiligen STI-Teilbonus ist in 

der folgenden Grafik dargestellt:  
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Der Aufsichtsrat darf den ermittelten individuellen STI-Bruttobetrag für ein Geschäftsjahr 

zur Herstellung eines im Hinblick auf den persönlichen Leistungsbeitrag des Vorstandsmit-

glieds stimmigen Gesamtbilds um insgesamt maximal 10% erhöhen oder verringern. Eine 

solche Anpassung sowie die Bestimmung des konkreten individuellen prozentualen An-

passungsfaktors erfolgt allein durch den Aufsichtsrat in Ausübung pflichtgemäßen Ermes-

sens unter Berücksichtigung geeigneter, an die gegebenen Zielparameter angelehnter 

Bemessungskriterien (z. B. Führungsqualität, Beitrag zur Erreichung strategischer, finanziel-

ler, technischer oder produktbezogener Ziele, nachhaltiger Wertsteigerung der Aktie oder 

vergleichbarer Parameter).  

 

Der maximale Gesamtbetrag des STI für ein Geschäftsjahr bewegt sich somit zwischen 0 % 

und maximal 110% der STI-Zielvergütung für ein Vorstandsmitglieds.  

 

 

Die Zielerreichung bezüglich des STI des abgelaufenen Geschäftsjahres wird vom Auf-

sichtsrat spätestens in der Sitzung des Aufsichtsrats, die über die Feststellung des Jahres- 
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und die Billigung des Konzernabschlusses des abgelaufenen Geschäftsjahres der Gesell-

schaft Beschluss fasst, festgestellt.  

 

Der Aufsichtsrat ist berechtigt, aus der Berechnungsgrundlage für die Ermittlung des STI 

außerordentliche Erträge/Entwicklungen, die zu einmaligen, nicht auf eine Steigerung des 

operativen Geschäfts zurückzuführenden Mehrerlösen geführt haben (z.B. Veräußerung 

von Unternehmensteilen und/oder Vermögen, Beteiligungsverkäufe, Hebung stiller Reser-

ven, Buchgewinne und vergleichbare Einflüsse) herauszurechnen. Gleiches gilt für außer-

ordentliche Aufwände/Entwicklungen, die zu einmaligen, nicht auf einen Rückgang des 

operativen Geschäfts zurückzuführenden Mehraufwänden geführt haben. Herausrech-

nungen können jederzeit, spätestens jedoch zur Feststellung der Zielerreichung erfolgen. 

 

Der STI für das abgelaufene Geschäftsjahr wird jährlich, nach der ordentlichen Hauptver-

sammlung der Gesellschaft, an die einzelnen Vorstandsmitglieder in bar ausgezahlt.  

 

Falls der Vorstandsdienstvertrag während eines Geschäftsjahrs beginnt oder endet, wird 

der STI zunächst entsprechend der jeweiligen Zielerreichung für das betreffende Ge-

schäftsjahr ermittelt und sodann zeitanteilig gekürzt.  

  



  

 

 

 

 

11 
 

 

b. STI für das Geschäftsjahr 2023 

 
Bonuskomponente Gewichtung Zielsetzung Zielerreichung Zielerreichung in % 

Teilbonus I - Budget IFRS Kon-

zernumsatz  

25 % 141.099 TEUR 112.475 TEUR 0 % 

Teilbonus II - Budget berei-

nigtes IFRS Konzern-EBITDA 

50 % 14.114 TEUR 

 

5.609 TEUR 0 % 

Teilbonus III - ESG-Jahresziel 25 % Erstellung der 

ESG-Strategie 

Das Jahresziel wurde 

erreicht 

100 % 

 

 
Vorstandsmitglied, 

Position 

Bonuskomponente Gewichtung Zielerreichung in % STI Bonus Betrag 

Sven Arend 

(seit 01.02.2023) 

Teilbonus I 25 % 0 % 0 EUR   

CEO 

 Teilbonus II 50 % 0 % 0 EUR 

 

 Teilbonus III 25 % 100 % 55.000,00 EUR   

 

Daniel Basok Teilbonus I 25 % 0 % 0 EUR  

CFO 

 Teilbonus II 50 % 0 % 0 EUR 

 

 Teilbonus III 25 % 100 % 35.000,00 EUR   

Pierluca Sartorello 

(bis 7. April 2023) 

Teilbonus I 25 % 0 % 0 EUR 

 Teilbonus II 50 % 0 % 0 EUR 

 Teilbonus III 25 % 100 % 43.333,33 EUR 
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Vorstandsmitglied, 

Position 

STI- Zielbetrag Ermessen (+/-) STI Gesamtbonus Auszahlungsbetrag 

Sven Arend 220.000,00 EUR  - 55.000,00 EUR  

CEO (seit 01.02.2023) 

Daniel Basok 140.000,00 EUR  - 35.000,00 EUR  

CFO 

Pierluca Sartorello 

(bis 7. April 2023) 

173.333,33 EUR - 43.333,33 EUR 

 

3. Langfristige variable Vergütung (LTI) 

 

Als langfristige variable Vergütung ("Long Term Incentive" oder "LTI") werden den Vor-

standsmitgliedern Optionsrechte auf Aktien der Gesellschaft im Rahmen von Aktienopti-

onsprogrammen gewährt.  

 

 

i. Grundzüge und Funktionsweise des LTI (AOP 2023) 

 

Die Hauptversammlung der Gesellschaft hat durch Beschluss vom 13. Juni 2023 den Vor-

stand mit Zustimmung des Aufsichtsrats und – soweit Mitglieder des Vorstands zu den akti-

enoptionsberechtigten Teilnehmern gehören – den Aufsichtsrat der Gesellschaft 

ermächtigt, bis zu 738.400 Bezugsrechte ("Aktienoptionsrechte") auf bis zu 738.400 auf den 

Inhaber lautenden Stückaktien der Gesellschaft von EUR 1,00 ("Gesellschaftsaktie") an die 

Bezugsberechtigten zu gewähren. Um die Aktienoptionsrechte im Fall ihrer Ausübung be-

dienen zu können, hat die Hauptversammlung durch Beschluss vom 13. Juni 2023 die 

Schaffung eines bedingten Kapitals in Höhe von bis zu EUR 738.400,00 durch Ausgabe von 

bis zu 738.400 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien ("Bedingtes Kapital 2023") 

beschlossen.  

 

Der Aufsichtsrat der Gesellschaft hat auf Grundlage dieser Ermächtigung am 2. August 

2023 beschlossen, das AOP 2023 für den Vorstand ("AOP 2023") einzuführen. Zielsetzung 

des AOP 2023 ist es, Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft durch die Ausgabe von 

Optionsrechten auf Aktien der Gesellschaft zielgerichtet zu incentivieren. Zugleich sollen 

die Programmteilnehmer an die Gesellschaft gebunden und an der langfristigen Wertent-

wicklung des Unternehmens beteiligt werden. 
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Bezugsberechtigte sind Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft ("Bezugsberechtigter"), 

wenn sie zum Zeitpunkt der Gewährung der Aktienoptionsrechte in einem Dienstverhältnis 

zur Gesellschaft stehen.  

 

Inhalt der Aktienoptionsrechte  

 

Jedes im Rahmen des AOP 2023 zugeteilte Aktienoptionsrecht berechtigt den Inhaber 

des Aktienoptionsrechts nach Maßgabe dieser Bedingungen zum Bezug einer Gesell-

schaftsaktie mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von EUR 1,00 aus dem hierfür 

geschaffenen Bedingten Kapital 2023 gegen Zahlung des Ausübungspreises. Die Gesell-

schaft kann alternativ gegen Zahlung des Ausübungspreises eigene Aktien gewähren.  

 

Ausgabezeiträume für die Aktienoptionsrechte 

 

Die Ausgabe der Aktienoptionsrechte erfolgt in einem Zeitraum von drei Jahren in jeweils 

drei gleich großen Tranchen pro Jahr (Tranchen 2023 A/B/C, Tranchen 2024 A/B/C und 

Tranchen 2025 A/B/C): 

 

• Für das Geschäftsjahr 2023 erfolgte die Gewährung der Aktienoptionsrechte der Tran-

chen 2023 A/B/C am 3. August 2023 (" Tranchen 2023 A/B/C "). 

• Die Aktienoptionsrechte der Tranchen 2024 A/B/C ("Tranchen 2024 A/B/C") werden 

innerhalb von vier Wochen nach Veröffentlichung des Jahresfinanzberichts für das 

Geschäftsjahr 2023 sowie der Tranchen 2025 A/B/C ("Tranchen 2025 A/B/C") innerhalb 

von vier Wochen nach Veröffentlichung des Jahresfinanzberichts für das Geschäfts-

jahr 2024 ausgegeben. 

 

Wartezeit und Laufzeit der Aktienoptionsrechte 

 

Die dem Bezugsberechtigten zugeteilten Aktienoptionsrechte können frühestens nach 

Ablauf einer Wartezeit von vier Jahren ab dem Ausgabetag der jeweiligen Aktienoptions-

rechte ausgeübt werden ("Wartezeit"). Die Laufzeit der Aktienoptionsrechte beginnt mit 

dem Ausgabetag und endet nach Ablauf von 24 Monaten nach dem Ende der Warte-

zeit. 

 

Ausübung der Aktienoptionsrechte  
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Aktienoptionsrechte können ausschließlich während ihrer Laufzeit und nach Ablauf der 

Wartezeit ausgeübt werden. Die Ausübung ist nur während bestimmter Ausübungszeit-

räume und unter Voraussetzung der Erfüllung der unten genannten Erfolgsziele möglich.  

 

Aktienoptionsrechte können nur innerhalb von 24 Monaten nach Ablauf der Wartezeit 

("Verfallszeitpunkt") ausgeübt werden. Bezugsrechte, die nicht innerhalb der Ausübungs-

zeiträume vor dem Verfallszeitpunkt ausgeübt wurden, verfallen entschädigungslos. 

 

Bei Ausübung des Aktienoptionsrechts ist von dem ausübenden Bezugsberechtigten für 

jede zu beziehende Gesellschaftsaktie der Ausübungspreis je Aktie zu zahlen.  

 

Ausübungspreis 

 

Bei Ausübung der Aktienoptionsrechte ist für jede zu beziehende Aktie der für die Tran-

chen 2023 A/B/C ein Ausübungspreis von je EUR 6,00 zahlen.  

Bei Ausübung der Aktienoptionsrechte ist für jede zu beziehende Aktie der für die Tran-

chen 2024 A/B/C ein Ausübungspreis von je EUR 12,00 zahlen.  

Bei Ausübung der Aktienoptionsrechte ist für jede zu beziehende Aktie der für die Tran-

chen 2025 A/B/C ein Ausübungspreis von je EUR 18,00 zahlen.  

 

 

Ausübungszeiträume 

 

Nach Ablauf der Wartezeit können Aktienoptionsrechte, für die das jeweilige Erfolgsziel 

erreicht worden ist, innerhalb der Ausübungszeiträume und außerhalb etwaiger Aus-

übungssperrfristen bis zu einem Verfall der Aktienoptionsrechte ausgeübt werden.  

Die Bezugsrechte können jeweils innerhalb von drei Wochen nach Veröffentlichung des 

Jahresfinanzberichts, des Halbjahresfinanzberichts und nach Veröffentlichung eines Quar-

talsfinanzberichts für ein Geschäftsjahr ausgeübt werden ("Ausübungszeiträume"). 

 

 

Erfolgsziele 

 

Die Aktienoptionsrechte der jeweiligen Tranchen des Aktienoptionsprogramms können 

nach Ablauf der Wartezeit ausgeübt werden, wenn das arithmetische Mittel der Schluss-

kurse der Aktien der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder in einem vergleichbaren Nachfol-

gesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse an 20 Handelstagen vor dem 31. 
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Dezember ("Stichtag") den im Folgenden für jede Tranche einzeln festgelegten EUR-

Betrag ("Erfolgsziel") jeweils erreicht oder übersteigt. Für die Tranchen 2023 A/B/C ist der 

Stichtag der 31. Dezember 2023, für die Tranchen 2024 A/B/C der 31. Dezember 2024 und 

für die Tranchen 2025 A/B/C ist der Stichtag der 31. Dezember 2025. 

 

Für die Tranchen 2023 A/B/C gelten folgende Erfolgsziele: 

 

Tranche Erfolgsziel in Euro 

2023/A 8,00 

2023/B 10,00 

2023/C 12,00 

 

Für die Tranchen 2024 A/B/C gelten folgende Erfolgsziele: 

 

Tranche Erfolgsziel in Euro 

2024/A 14,00 

2024/B 16,00 

2024/C 18,00 

 

Für die Tranchen 2025 A/B/C gelten folgende Erfolgsziele: 

 

Tranche Erfolgsziel in Euro 

2025/A 20,00 

2025/B 23,00 

2025/C 26,00 

 

 

 

Begrenzung bei außerordentlichen Entwicklungen 

 

Die Gesellschaft ist berechtigt, die Ausübung von Aktienoptionsrechten in dem Umfang 

abzulehnen, in dem deren Ausübung wegen außerordentlicher, nicht vorhergesehener 

Entwicklungen zu einer unverhältnismäßig hohen Vergütung des Bezugsberechtigten füh-

ren würde. Die Zuständigkeit für die Ablehnung liegt ausschließlich beim Aufsichtsrat. 

 

Verfall von Aktienoptionsrechten 
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Endet das Beschäftigungsverhältnis des Bezugsberechtigten mit der Gesellschaft während 

der Laufzeit der ihm gewährten Aktienoptionsrechte und geht der Bezugsberechtigte 

nicht unmittelbar im Anschluss ein neues Beschäftigungsverhältnis mit einem anderen ver-

bundenen Unternehmen ein ("Good Leaver"), gilt Folgendes: 

 

• Der Bezugsberechtigte hat das Recht, alle am Tag der Beendigung des Beschäfti-

gungsverhältnisses ausübbaren Aktienoptionsrechte bis zum Ende der Laufzeit wäh-

rend eines Ausübungszeitraums auszuüben. 

• Darüber werden alle Aktienoptionsrechte, die dem Bezugsberechtigten gewährt wur-

den und die noch nicht ausübbar sind, am Tag der Beendigung des Beschäftigungs-

verhältnisses unverfallbar und können, soweit die Aktienoptionsrechte ausübbar 

werden, bis zum Ende der Laufzeit während eines Ausübungszeitraums ausgeübt wer-

den. Können Aktienoptionsrechte nach Maßgabe der vorstehenden Regelung nicht 

mehr ausgeübt werden, so verwirken sie ersatz- und entschädigungslos. 

 

Endet das Beschäftigungsverhältnis des Bezugsberechtigten mit der Gesellschaft oder ei-

nem ihrer verbundenen Unternehmen aufgrund von Tod, Bezug einer vorgezogenen oder 

Regelaltersrente oder einer Rente wegen voller Erwerbsminderung, gilt die vorstehende 

Regelung entsprechend. Bei Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses infolge eines 

Todesfalls treten die Erben an die Stelle des Bezugsberechtigten. 

Endet das Beschäftigungsverhältnis des Bezugsberechtigten mit der Gesellschaft oder ei-

nem ihrer verbundenen Unternehmen während der Laufzeit der ihm gewährten Aktienop-

tionsrechte aufgrund Kündigung durch die Gesellschaft aus einem vom 

Bezugsberechtigten zu vertretenden wichtigen Grund im Sinne von § 626 Abs. 1 BGB ("Bad 

Leaver"), so verwirken alle zum Zeitpunkt der Erklärung der Kündigung noch nicht ausge-

übten Aktienoptionsrechte ersatz- und entschädigungslos. 

ii. Zugesagte Aktienoptionen im Rahmen des AOP 2023 

 

Die Vorstandsmitglieder der Gesellschaft Sven Arend (CEO) und Daniel Basok (CFO) neh-

men als Bezugsberechtigte am AOP 2023 teil.  

 

Sven Arend hat während der Laufzeit des AOP 2023 und des Vorstandsdienstvertrages 

Anspruch auf Zuteilung von jeweils 75.000 Aktienoptionsrechten im Rahmen der Tranchen 

2023 A/B/C und 2024 A/B/C und  im Rahmen der Tranche 2025 A/B/C, vorausgesetzt der 

Referenzwert der Aktienoptionsrechte der jeweiligen jährlichen Tranche übersteigt den 

Betrag von EUR 700.000,00 im Zeitpunkt der Gewährung der Aktienoptionsrechte nicht.  



  

 

 

 

 

17 
 

 

 

 

Daniel Basok hatte während der Laufzeit des AOP 2023 und des Vorstandsdienstvertrages 

Anspruch auf Zuteilung von jeweils 67.000 Aktienoptionsrechten  im Rahmen der Tranchen 

2023 A/B/C und 2024 A/B/C und im Rahmen der Tranchen 2025 A/B/C, vorausgesetzt der 

Referenzwert der Aktienoptionsrechte der jeweiligen jährlichen Tranche übersteigt den 

Betrag von EUR 640.000,00 im Zeitpunkt der Gewährung der Aktienoptionsrechte nicht.  

 

 

Die Erfolgsziele für die Tranchen 2023 A/B/C wurden nicht erreicht, so dass die aufgrund 

der zugesagten Aktienoptionen zugeteilten Aktienoptionsrechte nicht ausgeübt werden 

konnten. 

 

Der Referenzwert eines Aktienoptionsrechts entspricht dem Zeitwert der Aktienoption im 

Gewährungszeitpunkt, der nach anerkannten finanzmathematischen Methoden zu ermit-

teln ist (z.B. Monte-Carlo Methode). 

 

iii. Gewährte Aktienoptionsrechte im Rahmen des AOP 2023 / Tranchen 2023 A/B/C  

 

Durch Beschluss des Aufsichtsrats vom 3. August 2023 wurden im Rahmen der Tranchen 

2023 A/B/C insgesamt 142.000 Aktienoptionsrechte wie folgt an die Mitglieder des Vor-

stands ausgegeben: 

 

Vorstandsmitglied Gewährte Aktienoptions-

rechte / Tranchen 2023 

A/B/C 

Zeitwert zum Gewäh-

rungszeitpunkt 

Sven Arend 75.000 Aktienoptionsrechte EUR 133,23  

Daniel Basok 67.000 Aktienoptionsrechte EUR 119,02  

 

Die oben genannten Erfolgsziele für die Tranchen 2023 A/B/C der Aktienoptionsrechte 

wurden nicht erreicht. 

 

4. Gewährte und geschuldete Vergütung  

 

Die nachfolgenden Tabellen zeigen die den Vorstandsmitgliedern im Geschäftsjahr 2023 

gewährte und geschuldete Vergütung gemäß § 162 Abs. 1 Satz 1 AktG. Demnach enthal-

ten die Tabellen alle Beträge, die den einzelnen Vorstandsmitgliedern im Berichtszeitraum 
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tatsächlich zugeflossen sind ("gewährte Vergütung") beziehungsweise alle rechtlich fälli-

gen, aber bisher nicht zugeflossenen Vergütungen ("geschuldete Vergütung"). 

 

Im Abschnitt "Kurzfristig variable Vergütung" wird der Bonus als "geschuldete Vergütung" 

betrachtet, da die zugrunde liegende Leistung bis zum Bilanzstichtag am 31. Dezember 

2023 vollständig erbracht wurde. Somit werden die Bonusauszahlungsbeträge für das Be-

richtsjahr 2023 angegeben, wenngleich die Auszahlung erst nach Ablauf des Berichtsjahrs 

2023 erfolgt. Dies ermöglicht eine transparente und verständliche Berichterstattung und 

stellt die Verbindung zwischen Performance und Vergütung im Berichtszeitraum sicher.  

 

Die fixen Vergütungskomponenten beinhalten die erfolgsunabhängigen Basisvergütun-

gen und Nebenleistungen. Die variablen erfolgsabhängigen Vergütungskomponenten 

unterteilen sich in den einjährigen STI und den mehrjährigen LTI. 

 

Neben den Vergütungshöhen ist nach § 162 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 AktG ferner der relative 

Anteil aller festen und variablen Vergütungsbestandteile an der Gesamtvergütung anzu-

geben. Die hier angegebenen relativen Anteile beziehen sich auf die im jeweiligen Ge-

schäftsjahr gewährten und geschuldeten Vergütungsbestandteile gemäß § 162 Abs. 1 

Satz 1 AktG.  
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Tabellen: gewährte und geschuldete Vergütung 

 

Gewährte und geschuldete Vergü-

tung nach § 162 Abs. 1 Satz 1 AktG  

   

Sven Arend 

CEO 

      

Zum 31. Dezember 2023 

amtierendes Vorstandsmitglied  

(seit 01. Februar 2023)   

2023 

   

   In TEUR In % GV 

Erfolgsunabhän-

gige Vergütung 

 Basisvergütung 330 77 

+ Nebenleistungen 44 10 

= Summe 374 87 

Erfolgsabhän-

gige Vergütung 

+ Kurzfristige vari-

able Vergütung 

(STI) 

 

55 13 

+ Langfristige vari-

able Vergütung 

(LTI) 

 

0 0 

 = Gesamtvergü-

tung (GV i. S. d. 

§ 162 AktG) 

429 100 

 = Verhältnis er-

folgsunabhängig 

zu erfolgsabhän-

gig 

680%  
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Gewährte und geschuldete Vergü-

tung nach § 162 Abs. 1 Satz 1 AktG 

– Im Geschäftsjahr 2023 

   

Daniel Basok 

CFO 

 

     Veränderung 

Zum 31. Dezember 2023  

amtierendes Vorstandsmitglied 

2023 2022 2023 ggü. 2022 

   

   In TEUR In % GV In TEUR In % GV In TEUR In % GV 

Erfolgsunabhän-

gige Vergütung 

 Basisvergütung 250 75 250  52  0 0 

+ Nebenleistungen 50 15 51  11  1 -2 

= Summe 300 90 301  63  1 -0,3 

Erfolgsabhän-

gige Vergütung 

+ Kurzfristige vari-

able Vergütung 

(STI) 

35 10 45  9  10 -22 

   

+ Langfristige vari-

able Vergütung 

(LTI) 

0 0 134  28  -134 -100 

   

 = Gesamtvergü-

tung (GV i. S. d. 

§ 162 AktG) 

335 100 480  100  145 -30 

 = Verhältnis er-

folgsunabhängig 

zu erfolgsabhän-

gig 

857%  168%     
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Gewährte und geschuldete Vergü-

tung nach § 162 Abs. 1 Satz 1 AktG  

   

Pierluca Sartorello 

 

 

     Veränderung 

Bis zum 7. April 2023  

amtierendes Vorstandsmitglied 

2023 2022 2023 ggü. 2022 

   

   In TEUR In % GV In TEUR  In % GV In TEUR In % GV 

Erfolgsunabhän-

gige Vergütung 

 Basisvergütung 108 11 400  47  -292 -73 

+ Nebenleistungen  3 0 26  3  23 -88 

= Summe 111 12 426  50  -315 -74 

Erfolgsabhän-

gige Vergütung 

+ Kurzfristige vari-

able Vergütung 

(STI) 

43 5 209  25  -166 -79 

   

+ Langfristige vari-

able Vergütung 

(LTI) 

0 0 215  25  -215 -100 

   

 + Abfindung* 797 83 -  -  797 +100 

 = Gesamtvergü-

tung (GV i. S. d. 

§ 162 AktG) 

951 100 850  100  101 12% 

 = Verhältnis er-

folgsunabhängig 

zu erfolgsabhän-

gig 

258%  100%     

 

*Aufgrund der vorzeitigen Beendigung des Dienstverhältnisses zum 7. April 2023 wurde 

Herrn Pierluca Sartorello eine Abfindung in Höhe von EUR 796.599,58 gezahlt. Der Vor-

standsdienstvertrag war ursprünglich bis zum 7. April 2024 geschlossen worden.   
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5. Beitrag der Vergütung zu den strategischen Zielen 

 

Es ist das Ziel der Gesellschaft, in den kommenden Jahren durch den Ausbau bestehen-

der Angebote sowie die Etablierung neuer Produktangebote zu wachsen und den Unter-

nehmenswert im Interesse der Aktionäre nachhaltig zu steigern. 

 

Die Vergütung des Vorstands leistet einen wichtigen Beitrag zur Unterstützung dieser stra-

tegischen Ziele und zur langfristigen Entwicklung der hGears AG. 

 

Die Orientierung an den beiden Steuerungsgrößen Konzernumsatz und bereinigtes Kon-

zern-EBITDA im Rahmen des STI verpflichtet den Vorstand, gleichzeitig auf Wachstum und 

Profitabilität zu achten und befördert damit das strategische Ziel des profitablen Wachs-

tums der Gesellschaft. Die zusätzliche Berücksichtigung von nicht-finanzieller Nachhaltig-

keitskriterien im Rahmen des STI betont die soziale und ökologische Verantwortung der 

Gesellschaft sowie das Ziel einer nachhaltigen Unternehmensentwicklung.  

  

Der Aktienbezug des LTI ermöglicht die Teilhabe der Vorstandsmitglieder an der Entwick-

lung des Aktienkurses, sodass die Ziele des Managements und die Interessen der Aktio-

näre noch stärker in Einklang miteinander gebracht werden. Hierdurch erhält der 

Vorstand einen Anreiz, den Unternehmenswert langfristig und nachhaltig zu steigern. 

 

6. Malus-Regelung 

 

Malus-Regelungen existieren sowohl im STI als auch im LTI. Der STI kann nach Ermessen des 

Aufsichtsrats um bis zu 10 % gekürzt werden (s.o.). Im Rahmen des LTI (AOP 2023) ist die 

Gesellschaft berechtigt, die Ausübung von Aktienoptionsrechten in dem Umfang abzu-

lehnen, in dem deren Ausübung wegen außerordentlicher, nicht vorhergesehener Ent-

wicklungen zu einer unverhältnismäßig hohen Vergütung des Bezugsberechtigten führen 

würde. Die Zuständigkeit für die Ablehnung liegt ausschließlich beim Aufsichtsrat. 

 

Variable Vergütungsbestandteile wurden für das Geschäftsjahr 2023 nicht zurückgehal-

ten. Es wurde keine Claw-Back-Regelung vereinbart und es wurden keine Vergütungsbe-

standteile zurückgefordert.  

 

7. Einhaltung der Maximalvergütung 

 

Zusätzlich zur Begrenzung der variablen Vergütungsbestandteile sieht das vom Aufsichts-

rat beschlossene Vergütungssystem einen Maximalbetrag für die Gesamtvergütung eines 
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Geschäftsjahres vor. Die festgelegte Maximalvergütung für das Geschäftsjahr 2023 be-

trägt für die CEO-Position EUR 1,7 Mio. und für sonstige Vorstandsmitglieder EUR 1,4 Mio. 

Ausweislich der im Rahmen dieses Vergütungsberichts ausgewiesenen Gesamtvergütung 

der Vorstandsmitglieder Sven Arend (CEO), Daniel Basok (CFO) und Pierlucca Sartorello 

für das Geschäftsjahr 2023 wurde die vom Aufsichtsrat im Vergütungssystem festgelegte  

Maximalvergütung  im Geschäftsjahr 2023 eingehalten.  

 

 

Maximalvergütung für das Geschäftsjahr 2023 

TEUR Sven Arend 

Vorstandsvorsitzender 

(ab 01.02.2023) 

Daniel Basok 

Mitglied des Vorstands 

Pierluca Sartorello 

Mitglied des Vorstands  

(bis 07.04.2023) 

 in TEUR in TEUR in TEUR 

Basisvergütung 330 250 108 

Nebenleistungen 44 50 3 

Kurzfristige vari-

able Vergütung 

(STI) 

55 35 43 

Langfristige vari-

able Vergütung 

(LTI) 

0 0 0 

Abfindung - - 797 

Gesamtvergü-

tung für das Ge-

schäftsjahr 2023 

429 335 951 

Maximalvergü-

tung i. S. v. § 87a 

Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 

AktG  

1.700 1.400 1.400 
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B. Vergütung der Mitglieder des Aufsichtsrats 
 

Der Aufsichtsrat der Gesellschaft besteht gemäß Ziffer 8.1 der Satzung aus fünf Mitglie-

dern, die von der Hauptversammlung gewählt werden. Die derzeitigen Aufsichtsratsmit-

glieder wurden von der Hauptversammlung am 8. April 2021 gewählt.  

 

Die Aufsichtsratsvergütung ist als reine Festvergütung ausgestaltet. Sie trägt der Verant-

wortung und dem Tätigkeitsumfang der Aufsichtsratsmitglieder Rechnung. Vorsitz und 

stellvertretender Vorsitz im Aufsichtsrat sowie die Tätigkeit im Prüfungsausschuss werden 

zusätzlich vergütet. Sie ist festgeschrieben in Ziffer 13 der Satzung der Gesellschaft. 

 

Demnach erhalten die Mitglieder des Aufsichtsrats für jedes volle Geschäftsjahr ihrer Zu-

gehörigkeit zum Aufsichtsrat eine feste Vergütung von EUR 30.000,00. Der Vorsitzende des 

Aufsichtsrats erhält EUR 40.000,00 und der stellvertretende Vorsitzende erhält EUR 

35.000,00. Während eines Geschäftsjahres neu in den Aufsichtsrat eintretende oder aus-

scheidende Mitglieder erhalten die feste Vergütung zeitanteilig. 

 

Die Mitglieder des Prüfungsausschusses erhalten zusätzlich zur jährlichen festen Vergütung 

eine jährliche feste Vergütung in Höhe von EUR 15.000,00, der Vorsitzende des Prüfungs-

ausschusses erhält eine zusätzliche jährliche feste Vergütung in Höhe von EUR 17.500,00.  

Die Vergütung ist nach Ablauf des jeweiligen Geschäftsjahres zahlbar. 

 

Neben der Vergütung erstattet die Gesellschaft den Aufsichtsratsmitgliedern auf Nach-

weis die ihnen durch die Ausübung ihres Amtes entstehenden Auslagen. Die Umsatzsteuer 

wird von der Gesellschaft erstattet, soweit die Mitglieder des Aufsichtsrats berechtigt sind, 

die Umsatzsteuer der Gesellschaft gesondert in Rechnung zu stellen, und dieses Recht 

ausüben. 

 

Weitere Zusagen wurden seitens der Gesellschaft nicht getätigt. 

 

Vergütung der Mitglieder des Aufsichtsrats: 
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Vergütung der Mitglieder des Aufsichtsrats 

Vorsitzender 
40.000 € 

Mitglied 
30.000 € 

Stellvertreter 
35.000 € 

+ zusätzliche Vergütung der Mitglieder des Prüfungsausschusses 

Vorsitzender 
17.500 € 

Mitglied 
15.000 € 
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Aufsichtsratsmitglied / Zusätzliche Funktion Gewährte und 

geschuldete 

Vergütung in 

2022 

  Gewährte und geschuldete 

Vergütung in 2023 

 Feste Ver-

gütung 

In % Zuschlag für 

besondere 

Funktionen 

In % Gesamtver-

gütung 2023 

Prof. Volker Michael Stauch 

Vorsitzender des Aufsichtsrats 

40.000,00 40.000,00 100% -  40.000,00 

Christophe Hemmerle 

Stellvertretender Vorsitzender des Auf-

sichtsrats 

Vorsitzender des Prüfungsausschusses 

52.500,00 35.000,00 67% 17.500,00 33% 52.500,00 

Daniel Michael Kartje 

Mitglied des Prüfungsausschusses 

45.000,00 30.000,00 67% 15.000,00 33% 45.000,00 

Christoph Mathias Seidler 30.000,00 30.000,00 100% -  30.000,00 

Dr. Gabriele Fontane 30.000,00 30.000,00 100% -  30.000,00 
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C. Vergleichende Darstellung der Vergütungs- und Ertragsent-

wicklung  
 

Die folgende vergleichende Darstellung stellt die jährliche Entwicklung der gewährten 

und geschuldeten Vergütung der gegenwärtigen und früheren Vorstands- und Aufsichts-

ratsmitglieder, der Ertragsentwicklung der Gesellschaft und der Vergütung von Arbeitneh-

mern dar. 

 

Die durchschnittliche Vergütung der Arbeitnehmer berücksichtigt die tariflichen und au-

ßertariflichen Mitarbeiter sowie Führungskräfte der hGears Gruppe in Deutschland (exklu-

sive Vorstandsmitglieder und Aufsichtsratsmitglieder) auf Vollzeitäquivalenzbasis. Die 

durchschnittliche Vergütung der Arbeitnehmer berücksichtigt jegliche Vergütungsbe-

standteile, wie z. B. Grundvergütung, Weihnachtsgeld, Zuschlagszahlungen, Nebenleistun-

gen, erfolgsabhängige Vergütungen und Sonderzahlungen. 

 

Die Ertragsentwicklung wird anhand des Jahresüberschusses sowohl des hGears Konzerns 

und der hGears AG dargestellt. 

 

Tabelle: Vergleichende Darstellung der Vergütungs- und Ertragsentwicklung  

 

 

 Gewährte 

und geschul-

dete Vergü-

tung in 2023 

Gewährte 

und geschul-

dete Vergü-

tung in 2022 

Gewährte 

und geschul-

dete Vergü-

tung in 2021 

Verän-

derung 

2023 

ggü. 

2022 

 Verän-

derung 

2022 

ggü. 

2021 

 

In TEUR In TEUR In TEUR In TEUR In % In TEUR In % 

 Mitglieder des Vorstands        

Sven Arend 

(ab 01.02.2023) 

429 - - - - - - 

Daniel Basok 335 480 1.290 -145 -30 -810 -68 

Pierluca Sartorello  

(bis 7. April 2023) 

951 850 1.065 101 +12 -215 -20 

        

 Mitglieder des Aufsichtsrats        

Prof. Volker Michael Stauch 40 40 27 0 0 +13 +47 

Christophe Hemmerle 52 52 24 0 0 +28 +117 

Daniel Michael Kartje 45 45 20 0 0 +25 +125 

Christoph Mathias Seidler 30 30 20 0 0 +10 +47 

Dr. Gabriele Fontane 30 30 20 0 0 +10 +47 



 



      Original liegt vor



 



 

1 

DEE00108221.1.6 
 

Vermerk des unabhängigen Wirtschaftsprüfers über die Prüfung des Vergütungsberichts nach 

§ 162 Abs. 3 AktG 

An die hGears AG, Schramberg 

Prüfungsurteil 

Wir haben den Vergütungsbericht der hGears AG, Schramberg, für das Geschäftsjahr vom 1. Ja-

nuar bis zum 31. Dezember 2023 daraufhin formell geprüft, ob die Angaben nach § 162 Abs. 1 und 

2 AktG im Vergütungsbericht gemacht wurden. In Einklang mit § 162 Abs. 3 AktG haben wir den 

Vergütungsbericht nicht inhaltlich geprüft. 

Nach unserer Beurteilung sind im beigefügten Vergütungsbericht in allen wesentlichen Belangen 

die Angaben nach § 162 Abs. 1 und 2 AktG gemacht worden. Unser Prüfungsurteil erstreckt sich 

nicht auf den Inhalt des Vergütungsberichts. 

Grundlage für das Prüfungsurteil 

Wir haben unsere Prüfung des Vergütungsberichts in Übereinstimmung mit § 162 Abs. 3 AktG un-

ter Beachtung des IDW-Prüfungsstandards: Die Prüfung des Vergütungsberichts nach § 162 Abs. 3 

AktG (IDW PS 870 (09.2023)) durchgeführt. Unsere Verantwortung nach dieser Vorschrift und 

diesem Standard ist im Abschnitt „Verantwortung des Wirtschaftsprüfers“ unseres Vermerks wei-

tergehend beschrieben. Wir haben als Wirtschaftsprüferpraxis die Anforderungen des IDW-

Qualitätsmanagementstandards: Anforderungen an das Qualitätsmanagement in der Wirtschafts-

prüferpraxis (IDW QMS 1 (09.2022)) angewendet. Die Berufspflichten gemäß der Wirtschaftsprü-

ferordnung und der Berufssatzung für Wirtschaftsprüfer einschließlich der Anforderungen an die 

Unabhängigkeit haben wir eingehalten. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats 

Der Vorstand und der Aufsichtsrat sind verantwortlich für die Aufstellung des Vergütungsberichts, 

einschließlich der dazugehörigen Angaben, der den Anforderungen des § 162 AktG entspricht. Fer-

ner sind sie verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie als notwendig er-achten, um die 

Aufstellung eines Vergütungsberichts, einschließlich der dazugehörigen Angaben, zu ermöglichen, 

der frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen (d.h. Manipu-

lationen der Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist. 

Verantwortung des Wirtschaftsprüfers 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob im Vergütungsbericht in 

allen wesentlichen Belangen die Angaben nach § 162 Abs. 1 und 2 AktG gemacht worden sind, und 

hierüber ein Prüfungsurteil in einem Vermerk abzugeben. 
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Wir haben unsere Prüfung so geplant und durchgeführt, dass wir durch einen Vergleich der im 

Vergütungsbericht gemachten Angaben mit den in § 162 Abs. 1 und 2 AktG geforderten Angaben 

die formelle Vollständigkeit des Vergütungsberichts feststellen können. In Einklang mit § 162 Abs. 

3 AktG haben wir die inhaltliche Richtigkeit der Angaben, die inhaltliche Vollständigkeit der ein-

zelnen Angaben oder die angemessene Darstellung des Vergütungsberichts nicht geprüft. 

Stuttgart, den 26. März 2024 

PricewaterhouseCoopers GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Marcus Nickel ppa. Bernd Adamaszek 
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 

 



 



1. Geltungsbereich
(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschafts-
prüferinnen, Wirtschaftsprüfern oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 
(im Nachstehenden zusammenfassend „Wirtschaftsprüfer“ genannt) und 
ihren Auftraggebern über Prüfungen, Steuerberatung, Beratungen in wirt-
schaftlichen Angelegenheiten und sonstige Aufträge, soweit nicht etwas 
anderes ausdrücklich in Textform vereinbart oder gesetzlich zwingend 
vorgeschrieben ist.
(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies vereinbart ist oder 
sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf 
solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten 
gegenüber. Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit 
dem Auftraggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten 
zu.

2. Umfang und Ausführung des Auftrags
(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein  
bestimmter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer 
übernimmt im Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben 
der Geschäftsführung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder 
Umsetzung der Ergebnisse seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der 
Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sich zur Durchführung des Auftrags sach-
verständiger Personen zu bedienen.
(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf – außer bei  
betriebswirtschaftlichen Prüfungen – der ausdrücklichen Vereinbarung in 
Textform.
(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschlie-

-
tet, den Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folge-
rungen hinzuweisen.

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer 
alle für die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weite-
ren Informationen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vor-
gängen und Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung 
des Auftrags von Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterla-
gen und weiteren Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst wäh-
rend der Tätigkeit des Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftragge-
ber wird dem Wirtschaftsprüfer geeignete Auskunftspersonen benennen.
(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Voll-
ständigkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen 
sowie der gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirt-
schaftsprüfer formulierten Erklärung in gesetzlicher Schriftform oder einer 
sonstigen vom Wirtschaftsprüfer bestimmten Form zu bestätigen.

4. Sicherung der Unabhängigkeit
(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit 
der Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer 
des Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder 
Übernahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene 
Rechnung zu übernehmen.
(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirt-
schaftsprüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netz-
werkunternehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf 

wie auf den Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beein-
trächtigen, ist der Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des 
Auftrags berechtigt.

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte
Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des 
Auftrags in gesetzlicher Schriftform oder Textform darzustellen hat, ist al-
lein diese Darstellung maßgebend. Entwürfe solcher Darstellungen sind 

unverbindlich. Sofern nicht anders gesetzlich vorgesehen oder vertraglich 
vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des Wirtschafts-
prüfers nur dann verbindlich, wenn sie in Textform bestätigt werden. Er-
klärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten 
Auftrags sind stets unverbindlich.

 
(Arbeitsergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im Ent-
wurf oder in der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden 
des Wirtschaftsprüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der 
in Textform erteilten Zustimmung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der 
Auftraggeber ist zur Weitergabe oder Information aufgrund eines Geset-

die Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auf-
traggeber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig.

7. Mängelbeseitigung
(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfül-
lung durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. 
unberechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der 
Nacherfüllung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurück-
treten; ist der Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann 
der Auftraggeber wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktre-
ten, wenn die erbrachte Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, 
Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Inte- 
resse ist. Soweit darüber hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt 
Nr. 9.
(2) Ein Nacherfüllungsanspruch aus Abs. 1 muss vom Auftraggeber un-
verzüglich in Textform geltend gemacht werden. Nacherfüllungsansprü-
che nach Abs. 1, die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, ver-
jähren nach Ablauf eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn.

und dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom 
Wirtschaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkei-

enthaltene Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äuße-
rung auch Dritten gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fäl-
len ist der Auftraggeber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören.

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 
-

de, die ihm bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden, 
Stillschweigen zu bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von 

(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezo-
genen Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Da-
tenschutz beachten.

9. Haftung
(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, 
insbesondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen 
Haftungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des 
§ 323 Abs. 2 HGB.
(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung 

Anspruch des Auftraggebers aus dem zwischen ihm und dem Wirtschafts-
prüfer bestehenden Vertragsverhältnis auf Ersatz eines fahrlässig verur-
sachten Schadens, mit Ausnahme von Schäden aus der Verletzung von 

des Herstellers nach § 1 ProdHaftG begründen, gemäß § 54a Abs. 1  
Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt. Gleiches gilt für Ansprüche, die Dritte 
aus oder im Zusammenhang mit dem Vertragsverhältnis gegenüber dem 
Wirtschaftsprüfer geltend machen.

Allgemeine Auftragsbedingungen
für

 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften

vom 1. Januar 2024

Al
le

 R
ec

ht
e 

vo
rb

eh
al

te
n.

 O
hn

e 
G

en
eh

m
ig

un
g 

de
s 

Ve
rla

ge
s 

is
t e

s 
ni

ch
t g

es
ta

tte
t, 

di
e 

Vo
rd

ru
ck

e 
ga

nz
 o

de
r t

ei
lw

ei
se

 
na

ch
zu

dr
uc

ke
n 

bz
w.

 a
uf

 fo
to

m
ec

ha
ni

sc
he

m
 o

de
r e

le
kt

ro
ni

sc
he

m
 W

eg
e 

zu
 v

er
vi

el
fä

lti
ge

n 
un

d/
od

er
 z

u 
ve

rb
re

ite
n.

©
 ID

W
 V

er
la

g 
G

m
bH

 · 
Te

rs
te

eg
en

st
ra

ße
 1

4 
· 4

04
74

 D
üs

se
ld

or
f. 

50
34

1/
1

50341
01/2024 Lizenziert für/Licensed to: PricewaterhouseCoopers GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft |4319723



(3) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer be-
-

letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag 

(4) Der Höchstbetrag nach Abs. 2 bezieht sich auf einen einzelnen Scha-
densfall. Ein einzelner Schadensfall ist auch bezüglich eines aus mehreren 

-

Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren aufeinanderfol-
genden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder 
gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als einheitliche 

rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In diesem Fall 
kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in Anspruch ge-
nommen werden.
(5) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs 
Monaten nach der in Textform erklärten Ablehnung der Ersatzleistung Klage 
erhoben wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies 
gilt nicht für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zu-
rückzuführen sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Kör-

 
nach § 1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung gel-
tend zu machen, bleibt unberührt.
(6) § 323 HGB bleibt von den Regelungen in Abs. 2 bis 5 unberührt.

(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer 
geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder 
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden.
Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist 
ein Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im  

in gesetzlicher Schriftform erteilter Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und 
mit dem von ihm genehmigten Wortlaut zulässig.
(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der 
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber 
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des 
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben.
(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weite-
re Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuer-
lichen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftrag-
geber genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und 
vollständig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er 
hat jedoch den Auftraggeber auf von ihm festgestellte wesentliche Unrichtig-
keiten hinzuweisen.
(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen 
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu 
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftrag-
geber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen 
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass 
dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung 
steht.
(3) Mangels einer anderweitigen Vereinbarung in Textform umfasst die lau-
fende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkeiten:
a) Ausarbeitung und elektronische Übermittlung der Jahressteuererklärun-

gen, einschließlich E-Bilanzen, für die Einkommensteuer, Körperschaft-
steuer und Gewerbesteuer, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber 
vorzulegenden Jahresabschlüsse und sonstiger für die Besteuerung 
erforderlichen Aufstellungen und Nachweise

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern
c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 

unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden
d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 

Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern
e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der 

unter a) genannten Steuern.
Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die  

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein  
Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger Vereinbarungen in Text-
form die unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert 
zu honorieren.

(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuer- 
beratervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwen-
den ist, kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in 
Textform vereinbart werden.
(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Kör-
perschaftsteuer, Gewerbesteuer und Einheitsbewertung sowie aller Fragen 
der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben erfolgt auf 
Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für
a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf 

dem Gebiet der Erbschaftsteuer und Grunderwerbsteuer,
b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der  

Finanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,
c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit  

Umwandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung,  
Eintritt und Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, 
Liquidation und dergleichen und

d) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als 
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung 
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob 
alle in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen 
wahrgenommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung 
der Unterlagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht über-
nommen.

12. Elektronische Kommunikation
Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber 
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunika-
tion per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen 
stellt, wie etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den 
Wirtschaftsprüfer entsprechend in Textform informieren.

13. Vergütung
(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforde-
rung Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zu-
sätzlich berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und 
Auslagenersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vol-
len Befriedigung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber 
haften als Gesamtschuldner.
(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen 
Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur 
mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig.

14. Streitschlichtungen
Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer 
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbei-
legungsgesetzes teilzunehmen.

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden  
Ansprüche gilt nur deutsches Recht.
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